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Der DStGB:  
Eine starke Stimme 
 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene 
gibt er Kommunen eine starke 
Stimme und greift die Themen auf, 
die Bürger:innen vor Ort bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Besetzung 
der Organe orientiert sich an dem 
Votum der Wähler bei den Kommu-
nalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

Der DStGB begrüßt die Pläne der Bun-
desregierung, die Möglichkeiten für 
die Zuwanderung qualifizierter Fach-
kräfte weiterzuentwickeln. Die Ein-
wanderung zur Erwerbstätigkeit in 
die Bundesrepublik Deutschland ist 
bereits seit langer Zeit möglich. Es ist 
allerdings festzustellen, dass die Re-
gelungen für die Zuwanderung von 
Fachkräften auf verschiedene Gesetze 
verteilt, teilweise nicht transparent 
und schwer verständlich sind. Die 
schnelle Vermittlung von Fachkräften 
wird durch die lange Dauer der Ver-
waltungsverfahren, die Wartezeiten 
bei der Terminvergabe in den Aus-
landsvertretungen, den Spracherwerb 
und die komplexen Berufsanerken-
nungsverfahren deutlich behindert. 
Das neue Regelwerk muss insbeson-
dere weiter darauf aufbauen, die vor-
handenen Regeln zu vereinfachen, die 
Verfahren zu beschleunigen und Zu-
ständigkeiten bspw. Maßnahmen in 
Kompetenzzentren zu bündeln. Der 
Fachkräftemangel kann und darf nicht 
ausschließlich über die Zuwanderung 
gelöst werden, sondern es müssen 
schwerpunktmäßig auch die Potenzi-
ale in Deutschland ausgeschöpft wer-
den. 
 
ZENTRALE FORDERUNGEN ZUR FACH-
KRÄFTEEINWANDERUNG 
 
Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund unterstützt grundsätzlich eine 
Weiterentwicklung des Fachkräftezu-
wanderungsgesetzes. Die unumstrit-
tene notwendige Steigerung der Er-
werbsmigration muss mit Blick auf die 
Integrationsfähigkeit der Kommunen 
und die Akzeptanz in der Bevölkerung 
maßvoll erfolgen. Sie muss insbeson-
dere ein Baustein für den Erfolg sowie 
die Zukunft der deutschen Volkswirt-
schaft sein und darf nicht als 

Allheilmittel verstanden werden. Pri-
mär müssen daher die Fachkräfte- und 
Erfahrungssäule bei der Migration in 
den Fokus genommen werden. Der 
Leitgedanke muss sein, dass jede Er-
werbsmigration gefördert werden 
muss, die Dienstleistungen sichert 
bzw. ausbaut, Potenziale bei Firmen 
unterstützt und die Rahmenbedingun-
gen für Innovationen verbessert.  
 
Deutschland steht in einem starken 
Wettbewerb um Fachkräfte. Daher ist 
eine Strategie für eine gezielte Fach-
kräftegewinnung und ein verbessertes 
Marketing gemeinsam mit der Wirt-
schaft weiter erforderlich. Insofern ist 
ein „Bündnis“ zwischen Zuwande-
rungsverwaltung und Wirtschaft zur 
Gestaltung einer effizienten Zuwande-
rungsstruktur notwendig. Dies könnte 
beispielsweise ausgehend vom Portal 
http://www.make-it-in-germany.com   
auch digital eröffnet werden. Ein stär-
keres Zuwanderungsmarketing könnte 
die Vorteile des Einwanderungsrechts 
mit den Möglichkeiten im deutschen 
Arbeits- und Ausbildungsmarkt ver-
knüpfen und das Gesamtpaket werbe-
wirksam darstellen. Dieses muss insbe-
sondere den klein- und mittelständi-
schen Unternehmen zugutekommen, 
sollte aber auch den Kommunen of-
fenstehen. 
 
Die gesetzlichen Zuwanderungsrege-
lungen können ihre Wirkung in der 
Praxis nur dann entfalten, wenn 
schnelle, unbürokratische, volldigitali-
sierte Verfahren und eine reibungslose 
Zusammenarbeit der beteiligten Be-
hörden den Bedürfnissen der Unter-
nehmen bei der Anwerbung von gut 
qualifizierten Fachkräften aus dem 
Ausland gerecht werden. Die Kompe-
tenzen sollten so weit wie möglich 
bzw. effizient auf die Bundesebene 

  

Fach- und Arbeitskräftemangel 
begegnen - aber richtig! 
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übergehen. Hierfür kann der Aufbau 
einer gezielten Fachkräfteeinwande-
rungsverwaltung unter Einbeziehung 
der IHK und AHK sachdienlich sein, die 
in Zusammenarbeit mit regionalen 
Kompetenzzentren die weitere Ein-
wanderung koordiniert. Das geltende 
Recht ist nicht nur für potenzielle Zu-
wanderer unübersichtlich, sondern 
auch für die Arbeitgeber. Größere Un-
ternehmen haben in der Regel durch 
ihre internationalen Aktivitäten Erfah-
rungen, über die die kleinen und mit-
telständischen Unternehmen in der 
Regel nicht verfügen.  
 
Zentrale Ausländerbehörden sind hin-
gegen abzulehnen, da regionale An-
sprechpartner für Zuwanderer bzw. 
Arbeitgeber unverzichtbar sind. Denn 
neben der Entscheidung über die Zu-
wanderung ist eine Vielzahl weiterer 
Verwaltungsentscheidungen erforder-
lich, die sich kaum zentralisieren las-
sen und auch Dritte vor Ort einbinden.  
 
Die starke Arbeitsbelastung der Aus-
länderbehörden findet ihre Ursache in 
den extrem hohen Fallzahlen, die die 
Kommunen bundesweit in den vergan-
genen Jahren ungebrochen zu bewälti-
gen hatten. Dabei darf nicht unberück-
sichtigt bleiben, dass das Aufenthalts-
recht immer komplexer in der Rechts-
anwendung geworden ist. Dies setzt 
auch eine umfassende Schulung der 
Mitarbeiter voraus. Dabei muss bei 
Rechtsänderungen darauf geachtet 
werden, dass diese praktikabel um-
setzbar sind. Das Aufenthaltsgesetz ist 
seit dem Jahr 2015 ca. sechzig Mal 
überarbeitet worden. Alle Änderungen 
in der Praxis konsequent umzusetzen, 
ist mit Blick auf die hohen Fallzahlen 
nicht immer zeitnah möglich. Auch das 
Chancenaufenthaltsgesetz wird zu ei-
ner weiteren Verkomplizierung beitra-
gen. Diese Problematik trifft Auslän-
derbehörden, Arbeitgeber und Ein-
wanderer gleichermaßen, die sich in 
dieser komplexen Rechtsmaterie zu-
nächst erst mal zurechtfinden müssen. 
Insofern fordern wir, eine grundle-
gende Reform des Aufenthaltsrechts 
auf den Weg zu bringen. Diese muss 
eine deutliche Reduzierung der 

Aufenthaltstitel zum Ziel haben. Klar-
heit und Effektivität bei neuen Rege-
lungen sind bei der künftigen Fach-
kräfteeinwanderung für einen Erfolg 
elementar. 
 
Die Anerkennung von ausländischen 
Berufsqualifikationen muss schnell 
und einfach erfolgen. Trotz des Aner-
kennungsgesetzes bleibt das Verfah-
ren aktuell hinter den Erwartungen zu-
rück. Neben der Zentralisierung der 
Zuständigkeiten muss die bundesweite 
Gültigkeit der Anerkennungen gewähr-
leistet werden. Hierbei muss laut Ar-
beitsmarktexperten insbesondere das 
Gespräch mit den Berufsverbänden als 
„zuständiger Stelle“ gesucht und Rege-
lungen erarbeitet werden, die eine 
schnellere Anerkennung von Abschlüs-
sen bundesweit erlauben. 
 
Die Fachkräftezuwanderung ist schließ-
lich durch eine gezielte Förderung des 
Spracherwerbs attraktiver zu gestalten. 
Dies sollte insbesondere auch durch 
Angebote im Herkunftsstaat erfolgen. 
Über die Goethe-Institute und andere 
Anbieter sollten die Sprachkurse insbe-
sondere in Staaten mit einem hohen 
Potenzial für die Fachkräftezuwande-
rung ausgebaut werden. In Deutsch-
land muss das System so gestaltet wer-
den, dass die Sprache – wo möglich – 
berufsbegleitend gelernt werden kann.  

Das angekündigte Punktesystem darf 
nicht zu einem „Bürokratiemonster“ 
werden. Insofern ist die konsequente 
Digitalisierung bei der Erwerbsmigra-
tion wichtig. Es muss weiterhin zwi-
schen der humanitären Aufnahme von 
Geflüchteten und qualifizierter Zuwan-
derung von Arbeitskräften unterschie-
den werden, Asyl- und Arbeitsmigra-
tion darf nicht vermengt werden. Aus-
nahmen sind nur dann denkbar, wenn 
Geflüchtete aus unterschiedlichen 
Gründen nicht zurückgeführt werden 
können.  
 
LIBERALES EINWANDERUNGSRECHT, 

ABER WENIG TRANSPARENT  
 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen 
im Bereich der Arbeitsmigration 

wurden in den letzten Jahren deutlich 
liberalisiert. Nach Ansicht der OECD 
gehört Deutschland mittlerweile dies-
bezüglich zu den liberalsten Ländern 
im OECD-Raum. Als vorbildlich gelten 
die Regeln für akademisch ausgebil-
dete Fachkräfte. Jedoch kam auch ein 
Bericht der OECD aus dem Jahr 2018 
zu dem Ergebnis, dass in Deutschland 
und Österreich derzeit gerade einmal 
ein Prozent des gesamten Arbeitskräf-
tepotenzials genutzt würde. Das von 
jungen, niedrigqualifizierten Männern 
genutzte Potenzial liege aber laut der 
Studie schon bei 15 Prozent. 
 
Generell dauern die Visa- und Verwal-
tungsverfahren derzeit übermäßig 
lange. Das liegt u.a. an der starken 
Überlastung der Visastellen und Aus-
länderbehörden sowie an ständig 
komplexer werdenden Regelungen 
und einer immer häufigeren Änderung 
der maßgeblichen Rechtsmaterie. 
Auch ist mit Blick auf den andauern-
den Personalmangel und die andau-
ernde Flüchtlingskrise damit zu rech-
nen, dass sich viele Verfahren deutlich 
verlängern. Es finden sich in dem Ge-
setz- und im Verordnungsentwurf 
kaum Regelungen, die vor diesem Hin-
tergrund tatsächlich zur dringend not-
wendigen Beschleunigung beitragen. 
Die Erleichterungen im Aufenthalts-
recht und die u.a. mit der Einführung 
der Blauen Karte verbundenen Maß-
nahmen dienen sicherlich als Anreiz 
zur Fachkräfteeinwanderung. Wichtig 
ist dabei jedoch, auch darauf zu ach-
ten, dass die richtigen Maßnahmen 
getroffen werden, um wirklich für ge-
eignete Arbeitskräfte attraktiv zu sein 
und nicht falsche Effekte für nicht ge-
eignete Personenkreise zu erzielen. 
 
INLÄNDISCHE POTENZIALE HEBEN 

 
Es sollte nicht versucht werden, den 
Fachkräftemangel ausschließlich über 
ein Einwanderungsgesetz zu lösen. 
Vielmehr gibt es noch ein erhebliches 
Potenzial im Inland.  
Wir müssen allen Jugendlichen eine 
berufliche Perspektive aufzeigen. 
47.500 Jugendliche haben im Jahr 
2021 einer Studie zur Folge die Schule 
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ohne einen Schulabschluss verlassen. 
Rund 300.000 junge Menschen befin-
den sich im sog. Übergangssystem. 
Während es nach der Jahrtausend-
wende – vor allem demographiebe-
dingt – einen starken Abbau im Über-
gangssystem in absoluten Zahlen gab, 
hielt dieser Rückgang seit 2011 trotz 
robuster Konjunktur nicht mehr an. 

Zentrale Aufgabe bleibt auch die Qua-
lifizierung von Personen ohne Berufs-
abschluss. 15,5 Prozent der jungen 
Menschen in Deutschland zwischen 20 
und 34 Jahren hatten im Jahr 2020 
keine formale Berufsausbildung. Inso-
fern ist die Etablierung von Jugend-
berufsagenturen in allen Regionen 
Aufgabe der Politik. Denn diese ver-
bessern die Integrationschancen von 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
in Arbeitswelt und Gesellschaft. 

 
In den Lehrplänen der allgemeinbil-
denden Schulen sollte praxisorien-
tierte Berufsorientierung verankert 
werden, die den Schülerinnen und 
Schülern ein klares Bild von der beruf-
lichen Realität in den Betrieben ver-
mittelt. Insbesondere müssen die 
Chancen der beruflichen Ausbildung 

und Fortbildung stärker hervorgeho-
ben werden. Viele Betriebe finden 
keine Nachfolge. Dies bedeutet nicht 
bloß weniger Angebot an Arbeitsleis-
tung in der deutschen Wirtschaft, son-
dern auch der Verlust von Chancen für 
motivierte junge Menschen.  

Weiter müssen Chancen zur berufli-
chen Weiterentwicklung angeboten 
werden. Nach dem Vorbild der 
Schweiz sollte in Deutschland flächen-
deckend das „BerufsAbitur“ eingeführt 
werden. Ebenso sollten Betriebe im 
Rahmen der Meister-Ausbildung die 
Unterstützung der Arbeitsagenturen in 
Anspruch nehmen und ihre Mitarbei-
ter über die Angebote informieren.  

Das Aus- und Weiterbildungssystem 
muss generell gestärkt werden. Beruf-
liche Weiterbildung ist ein Weg, sich 
an die wandelnden Anforderungen des 
Arbeitsmarktes anzupassen. Sie er-
möglicht auch Älteren, länger im Ar-
beitsleben zu verbleiben. Insofern ist 
es zu begrüßen, dass die Bundesagen-
tur für Arbeit die berufliche Weiter-
qualifikation auch für Erwerbstätige 
unterstützt und dadurch Arbeitgebern 
den Verbleib ihrer Mitarbeiter im Be-
trieb sichert.  

Schließlich müssen die 
Chancen der Digitalisie-
rung konsequenter ge-
nutzt werden. Wie die 
Telekom-Studie „Digi-
talisierungsindex Mit-
telstand 2021/2022“ 
belegt, stieg der Digita-
lisierungsgrad der be-
fragten mittelständi-
schen Unternehmen 
2021 insgesamt auf ei-
nen Schnitt von 59 / 
100 Punkten. Bedenkt 
man, dass 70 Prozent 
aller Erwerbstätigen in 
Deutschland dort be-
schäftigt sind und der 
Mittelstand 35 Prozent 
der gesamten Wirt-
schaftsleistung des 
Landes erbringt, zeigt 
dieses, welches Poten-
zial zur Steigerung der 
Produktivität vorhan-

den ist. Auch zeigt die Studie, dass der 
Mittelstand die Möglichkeiten der Di-
gitalisierung längst nicht ausgeschöpft 
hat. Trotz vieler Fördermöglichkeiten 
durch den Bund rufen bisher nur 18 
Prozent diese Gelder für ihre Vorha-
ben ab. Häufig nennen Unternehmen 
als Gründe die fehlende Transparenz 
und bürokratische Hürden. Auch 
mussten sechs von zehn Unterneh-
men, die solche Fördermittel nutzen, 
externe Unterstützung einholen. Nur 
so ließ sich das passende Programm 
finden und beantragen. Dies zeigt, 
dass der Dschungel an Förderpro-
gramme verschlankt und der Zugang 
zu Förderungen durch Hilfsportale 
bzw. staatliche Beratung vereinfacht 
werden muss. 
 
Unternehmen in peripheren Regionen 
finden oft keine Arbeitskräfte, weil die 
Städte und Gemeinden aufgrund feh-
lender Infrastruktur wie Schulen, Ein-
kaufsmöglichkeiten, ÖPNV, kulturellen 
oder Sportangeboten sowie medizini-
scher Versorgung für diese nicht at-
traktiv genug sind. Bund und Länder 
sind aufgerufen, die Ergebnisse der 
Kommission „Gleichwertige Lebens-
verhältnisse“ in nachhaltigere 
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Maßnahmen zur Stärkung dieser 
Räume umzusetzen. Denn wir haben 
in Deutschland kein Erkenntnis-, son-
dern ein Umsetzungsproblem. Insbe-
sondere darf das 49-Euro-Ticket nicht 
dazu führen, dass beim Ausbau von 
Infrastrukturen im ÖPNV gespart wird.  

Die Politik darf nicht durch eigene ge-
setzgeberische Maßnahmen, wie z.B. 
durch die Rente mit 63 und die ge-
plante Brückenteilzeit zur Verschär-
fung des Fachkräftemangels beitragen. 
Notwendig ist vielmehr, dass Arbeiten 
auch im Alter attraktiv bleibt und wir 
das Wissen der Fachkräfte nicht verlie-
ren. 
 
SCHLUSSFOLGERUNGEN  
 
Die Zahlen der Zuwanderung sprechen 
eine klare Sprache. Allein im Jahr 2021 
betrug die Nettozahl der Zuwanderer 
rund 330.000 Menschen. Der Bund hat 
angekündigt, diese Zahlen jährlich um 
400.000 Fachkräfte zu steigern. 
Deutschland ist somit ein Einwande-
rungsland. Die Wahrheit ist, dass wir 
diese Menschen dringend benötigen, 
um unseren Wohlstand, unsere Wirt-
schaftskraft sowie bestimmte Dienst-
leistungen zumindest aufrechterhalten 
zu können. Zur Wahrheit gehört aber 
auch, Zweifel äußern zu dürfen, ob 
Deutschland für Arbeitskräfte aus 
Drittstaaten attraktiv genug ist und es 
überhaupt möglich ist, diese hohe An-
zahl an Menschen neben Flüchtlingen 
gut in unseren Kommunen integrieren 
zu können.  
 
Das Verwaltungsverfahren mit allen 
Beteiligten, Behörden und zuständigen 
Stellen sind aktuell „Flaschenhälse“ 
beim Vollzug. Viele qualifizierte Ar-
beitskräfte sowie Arbeitgeber verzwei-
feln an der deutschen Bürokratie bei 
der Beantragung von Visa sowie Auf-
enthaltstitel. Der aktuelle Entwurf zur 

Weiterentwicklung des Gesetzes zur 
Fachkräfteeinwanderung bietet auf 
diese Fragen keine innovativen An-
sätze. Ziel des Gesetzgebers hätte es 
sein müssen, stärker die Wirtschaft in 
dieses Verfahren einzubeziehen. Viele 
Industrie- und Handelskammern pfle-
gen mit ihren Auslandsvertretungen 
häufig bereits engen Kontakt und ha-
ben Netzwerke zur Suche von Fach-
kräften bspw. nach Indien oder Pakis-
tan aufgebaut. Diese müssten in die 
Lage versetzt werden, die Verwal-
tungsprozesse für die Migration in ei-
nem Schnellverfahren digital bei den 
deutschen Behörden vollständig an-
stoßen zu können. Es darf hierbei 
keine Denkverbote geben. Wichtig ist 
es, Kräfte zu bündeln. Denn Deutsch-
land steht in einem Wettbewerb mit 
seinen europäischen Nachbarn sowie 
weiteren Industrieländern um junge, 
qualifizierte Arbeitskräfte. Insofern 
muss die Regel gelten: Je qualifizierter 
die Arbeitskraft, desto geringer die 
Einwanderungsvoraussetzungen. Und 
diese Regel umfasst auch, dass ein Fa-
miliennachzug unbürokratisch möglich 
sein muss, selbst wenn die Angehöri-
gen nicht qualifiziert sind. Denn viele 
Menschen werden ihre Einwanderung 
insbesondere von den gesamten Rah-
menbedingungen abhängig machen.  
 
Daher muss ein Einwanderungsland 
wie Deutschland sicherstellen, dass 
diese Arbeitskräfte auf einen Arbeits-
markt treffen, der in den Lohntüten 
„mehr netto vom brutto“ gewährleis-
tet als in anderen Ländern. Denn quali-
fizierte Einwanderer wollen grundsätz-
lich ihren Beitrag in Deutschland leis-
ten und erwarten dafür auch ein soli-
des Einkommen. Dies muss auch aus-
reichend sein, um hier gut mit einer 
Familie wohnen und leben zu können. 
In bestimmten Fällen und je nach Re-
gion sind hier neben den Kommunen 

die Arbeitgeber gefragt, bei der Wohn-
raumsuche bzw. der Entwicklung von 
Wohnraum zu unterstützen. Des Wei-
teren müssen wir einen Arbeitsmarkt 
schaffen, der die Sprache Englisch in 
allen Bereichen als inoffizielle Zweit-
sprache als selbstverständlich ansieht, 
wie es etwa in Skandinavien der Fall 
ist. Andernfalls gehen bspw. Fach-
kräfte aus Asien oder Afrika lieber 
nach England bzw. in die USA. Und 
nicht zuletzt kann sich Deutschland es 
nicht mehr leisten, Experten oder 
Fachkräfte nicht arbeiten zu lassen, da 
ihre Abschlüsse nicht unseren Stan-
dards entsprechen oder die Anerken-
nung in die Länge zu ziehen, obwohl 
häufig deutlich mehr Praxiswissen 
nachgewiesen werden kann als bei 
deutschen Arbeitnehmern. Hier sollte 
der Fokus auf die Überprüfung des er-
forderlichen Wissens gelegt werden 
durch Zulassungstests, anstatt Zeit 
bzw. Arbeit in die Überprüfung von 
Abschlüssen zu investieren.  
 
Die humanitäre Aufnahme von Men-
schen im Rahmen der Flüchtlingsmig-
ration darf nicht mit der gesteuerten 
Arbeitsmigration vermischt werden. 
Deshalb müssen nach wie vor ausrei-
sepflichtige Personen konsequent zu-
rückgeführt werden. 
 
Der Fachkräftemangel kann und darf 
nicht allein über die Zuwanderung ge-
löst werden. Neben der Diskussion 
über ein Fachkräfteeinwanderungsge-
setz müssen vorrangig auf nationaler 
Ebene alle vorhandenen Potenziale für 
die Personal- und Fachkräftegewin-
nung ausgeschöpft und gestärkt wer-
den.  
 
Berlin, den 06. Juni 2023 
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